
StVZO dar und ist nach § 90 StVZO 
zu bestrafen.
Aber auch darüber hinaus ist, nicht 
jedes Fahren ohne Fahrerlaubnis in­
haltlich so. schwerwiegend, daß diese 
Vorschrift angewendet werden muß. 
Die Frage, ob ein schwerer Fall vor­
liegt, kann nur unter Beachtung der 
konkreten Situation und aller Um­
stände — insbesondere der herbeige­
führten Gefahrensituation — ent­
schieden werden. Das verpflichtet die 
Rechtspflegeorgane, die objektiven 
Umstände, wie z. B. die Art und den 
Zustand des Fahrzeugs, die konkrete 
Verkehrssituation, den Zustand der 
Straße, die Verkehrsdichte u. ä., aber 
auch die in der Person des Angeklag­
ten liegenden Faktoren, wie seine 
Fähigkeit zur Bedienung und Füh­
rung von Kraftfahrzeugen, sein Mo­
tiv und die Dauer des Gebrauchs des 
Fahrzeugs u. a., festzustellen.
Nicht richtig wäre z. B. die Bejahung 
des schweren Falls gemäß § 91 StVZO 
bereits dann, wenn ein leichtes Mo­
torrad auf einer wenig belebten 
Straße nur eine kurze Strecke ohne 
Fahrerlaubnis zur Garage oder

Regreßansprüche der 
aus Straftaten gegen

Es ist zu begrüßen, daß sich M a c h o  
(NJ 1967 S. 497) mit der gegenwärtig 
unbefriedigenden Situation bei der 
Geltendmachung der Regreßansprü­
che der Sozialversicherungen und der 
Betriebe wegen Schäden aus Strafta­
ten gegen Gesundheit und Leben aus­
einandergesetzt hat. Auch wir sind 
der Auffassung, daß es ein Anliegen 
unserer Gesellschaft ist, Bürger, die 
sich rücksichtslos gegenüber der Ge­
sundheit ihrer Mitmenschen verhal­
ten, für den angerichteten Schaden 
verantwortlich zu machen.
Im Bezirk Magdeburg wurden im 
Jahr 1966 Regreßforderungen in Höhe 
von etwa 150 000 M geltend ge­
macht. Dennoch sind bei weitem nicht 
alle derartigen Schadensfälle erfaßt 
worden. Dafür gibt es folgende Ursa­
chen:

1. Nicht alle Betriebe sind sich über 
die materiellrechtlichen Proble-

Werkstatt gefahren wird. Ähnlich ist 
die Lage, wenn ein Kraftfahrer mit 
reichen Erfahrungen ein Kfz. ohne 
Fahrerlaubnis nur wenige hundert 
Meter fährt, obwohl er vorüberge­
hend ohne Fahrerlaubnis ist. 
Dagegen wird der schwere Fall des 
§ 91 StVZO stets dann vorliegen, 
wenn ein Kraftfahrer ohne Fahr­
erlaubnis unter alkoholischer Beein­
flussung am Straßenverkehr teil­
nimmt oder wenn ein besonders 
schwer zu fahrendes Kfz., wie z. B. 
ein Omnibus oder ein Lkw, ohne 
eine dafür gültige Fahrerlaubnis ge­
führt wird. Schließlich wird die An­
wendung des § 91 Abs. 1 StVZO auch 
bei mehrfacher Benutzung eines Kfz. 
ohne Fahrerlaubnis geboten sein, ins­
besondere wenn der betreffende Fah­
rer bereits auf das Ungesetzliche sei­
nes Verhaltens hingewiesen worden 
ist.
Diese wenigen Beispiele zeigen, daß 
die Fälle des Fahrens ohne Fahr­
erlaubnis sehr differenziert betrachtet 
werden müssen.

HORST SCHILDE, Richter
am Obersten Gericht

Sozialversicherung 
Gesundheit und Leben

me im klaren bzw. unterschätzen 
diese und informieren nicht den 
zuständigen FDGB-Kreisvorstand.

2. Aus falschverstandener Rück­
sichtnahme, wegen des schlechten 
Gewissens hinsichtlich des Zu­
standekommens der Tätlichkeit 
oder aus anderen Gründen infor­
miert der Geschädigte nicht die 
staatlichen Organe.

3. Nicht immer ist bei Körperverlet­
zungen die Schuld so eindeutig ge­
klärt, daß die Sozialversicherung 
ihre Ansprüche geltend machen 
kann. Dabei wirkt sich hemmend 
aus, daß die Untersuchungsorgane 
nur dann tätig werden, wenn der 
Geschädigte Anzeige erstattet hat. 
Eine recht erhebliche Anzahl von 
Schadensfällen wird dadurch nicht 
weiter verfolgt.

Nach unserer Auffassung liegt es im
Interesse der Gesellschaft, die

Schuldfrage in allen Fällen zu klä­
ren. Das ist für Entscheidungen über 
die Versagung von Leistungen der 
Sozialversicherung nach § 58 Buchst, a 
SVO (Gesundheitsschädigungen in­
folge Alkoholmißbrauchs bzw. schuld­
hafter Beteiligung an einer Schläge­
rei) besonders wichtig. 
Selbstverständlich hat die Sozialver­
sicherung a l l e  entstandenen Kosten, 
einschließlich der für Sachleistungen, 
zurückzufordern. Im Bezirk Magde­
burg werden neben Geldleistungen 
(Krankengeld, ggf. Rente) Pauschal­
beträge für ärztliche Behandlung und 
Arzneien sowie pro Tag stationärer 
Behandlung 13 M in Rechnung ge­
stellt. Dazu kommen die Kosten für 
Heil- und Hilfsmittel.
Ein wesentlicher Mangel ist, daß die 
Konflikt- und Schiedskommissionen 
für die Beratung über Regreßansprü­
che der Sozialversicherung nicht zu­
ständig sind. Eine Regelung, nach der 
die Regulierung der Forderungen der 
Gesellschaft als Teil des Erziehungs­
prozesses betrachtet und mit in die 
Beratung der Konfliktkommisison 
einbezogen wird, wäre wünschens­
wert. Meines Erachtens kann aber 
bereits jetzt die Konfliktkommission 
nach Ziff. 59 KK-Richtlinie die Ver­
pflichtung des Werktätigen, die Lei­
stungen an die Sozialversicherung zu­
rückzuzahlen, bestätigen.
Recht problematisch ist auch, daß bei 
Körperverletzungen, die auf Fahr­
lässigkeit beruhen, der dafür Ver­
antwortliche in den meisten Fällen 
durch eine Versicherung bei der DVA 
vor Regreßforderungen geschützt ist. 
Darunter fallen fast alle Verkehrs­
unfälle, auch solche, die im Zusam­
menhang mit Alkoholgenuß stehen. 
Die DVA macht in den Fällen, in de­
nen das Schadensereignis auf Alko­
holbeeinflussung zurückzuführen ist, 
von ihrem Recht, von den Fahrzeug­
haltern bestimmte, von ihr regulierte 
Schadensbeträge zurückzufordern, 
kaum Gebrauch. Auch hier wäre aus 
der Sicht der moralischen und mate­
riellen Verantwortung gegenüber 
dem einzelnen Bürger bzw. gegen­
über der Gesellschaft eine sinnvolle 
Neuregelung erstrebenswert.

ERNST DENECKE, Sektorenleiter
beim FDGB-Bezirksvorstand Magdeburg,
Verwaltung Sozialversicherung

äus dem }JLemartaCfumCfem der Bezirksgerichte

Erfahrungen aus der unmittelbaren Mitwirkung gesellschaftlicher 
Kräfte im gerichtlichen Verfahren
Aus dem Bericht des Präsidiums an das Plenum des Bezirksgerichts Gera 
am 26. Oktober 1967

Untersuchungen des Bezirksgerichts haben ergeben, daß 
nach dem Erlaß der Richtlinie Nr. 22 des Plenums des 
Obersten Gerichts vom 14. Dezember 1966 (NJ 1967 
S. 9 ff.) eine zunehmende Verbesserung der Qualität der 
Mitwirkung der Werktätigen eingetreten ist. Dies zeigt 
sich in konkret ausgestalteten Bürgschaften, im quali­
fizierten Auftreten gesellschaftlicher Ankläger und Ver­
teidiger sowie in differenzierten Maßnahmen bei der 
Kontrolle des Erziehungsprozesses bedingt Verurteilter. 
Jedoch wird noch nicht immer diejenige Form der. Mit­

wirkung gewählt, die den höchsten gesellschaftlichen 
Nutzeffekt hat, oder der Aufwand an gesellschaftlicher 
Initiative ist, gemessen am Nutzeffekt, zu hoch. Zur 
Überwindung dieser Mängel sollten regelmäßig gemein­
same Beratungen des Kreisgerichts, der Staatsanwalt­
schaft und des Untersuchungsorgans stattfinden, in de­
nen die Ergebnisse der Mitwirkung gesellschaftlicher 
Kräfte ausgewertet werden.
Zur weiteren Verbesserung der Mitwirkung gesellschaft­
licher Kräfte werden folgende Hinweise gegeben:
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